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§30
Betriebsverfassungsgesetz

Das Betriebsverfassungsgesetz 1972 in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 23. Dezember 1988 (BGBl. 1989 I S. 1, 902). 
— Sonderdruck Nr. 1423 des Gesetzblattes — findet in der 
Deutschen Demokratischen Republik mit folgender Maßgabe 
Anwendung:

1. § 5 Abs. 4 Nr. 4 ist gegenstandslos.
2. § 6 findet wie folgt Anwendung:

„ § 6
Arbeiter und Angestellte

(1) Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes ist, wer überwie­
gend manuelle und mechanische Tätigkeiten ausübt. Als 
Arbeiter gelten auch Beschäftigte, die sich in Ausbildung 
zu einem Arbeiterberuf befinden, sowie die in Heimar­
beit Beschäftigten, die in der Hauptsache für den Betrieb 
Arbeitertätigkeit verrichten.
(2) Angestellte im Sinne dieses Gesetzes sind insbeson­
dere:
1. Angestellte in leitender Stellung (die betriebsverfas­

sungsrechtliche Stellung der leitenden Angestellten im 
Sinne des § 5 Abs. 3 bleibt unberührt),

2. technische Angestellte in Betrieb, Büro und Verwal­
tung, Meister und andere Angestellte in einer ähnli­
chen Stellung,

3. Büroangestellte, soweit sie nicht ausschließlich mit 
Botengängen, Reinigung, Aufräumen oder ähnlichen 
Arbeiten beschäftigt werden, einschließlich Werkstatt­
schreiber,

4. Handlungsgehilfen und andere Angestellte für kauf­
männische Dienste, auch wenn der Gegenstand des Un­
ternehmens kein Handelsgewerbe ist, Gehilfen und 
Praktikanten in Apotheken,

5. Bühnenmitglieder und Musiker ohne Rücksicht auf den 
künstlerischen Wert ihrer Leistung,

6. Angestellte in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, 
der Fürsorge, der Kranken- und Wohlfahrtspflege,

7. Schiffsführer, Offiziere des Decks- und Maschinendien­
stes, Schiffsärzte, Funkoffiziere, Zahlmeister, Verwal­
ter und Verwaltungsassistenten sowie die in einer ähn­
lichen Stellung befindlichen Mitglieder der Schiffsbe­
satzung von Binnenschiffen oder deutschen Seefahrzeu­
gen,

8. Bordpersonal der Zivilluftfahrt.
(3) Soweit Zweifel bei der Feststellung, wer Arbeiter oder 
Angestellter ist, auftreten, ist davon auszugehen, daß An­
gestellter ist, wer überwiegend kaufmännische oder büro­
mäßige Tätigkeiten leistet oder andere bei der Arbeit be­
aufsichtigt. Als Angestellte gelten auch Beschäftigte, die 
sich in Ausbildung zu einem Angestelltenberuf befinden, 
sowie die in Heimarbeit Beschäftigten, die in der Haupt­
sache für den Betrieb Angestelltentätigkeit verrichten.“

3. Zu § 13 wird festgelegt:
Die erstmaligen Betriebsratswahlen nach dem Betriebs­
verfassungsgesetz 1972 finden bis zum 30. Juni 1991 statt. 
Betriebsräte oder Arbeitnehmervertretungen, die vor dem 
31. Oktober 1990 nach demokratischen Grundsätzen von 
der Belegschaft in geheimer Abstimmung gewählt wor­
den sind, bleiben bis zur Wahl eines neuen Betriebsrates 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz 1972, längstens bis 
zum 30. Juni 1991, im Amt. Sie nehmen die den Betriebs­
räten nach dem Betriebsverfassungsgesetz 1972 und ande­
ren Gesetzen zustehenden Rechte und Pflichten wahr. 
Dies gilt nicht in den Betrieben, in denen nach dem Be­
triebsverfassungsgesetz 1972 kein Betriebsrat zu wählen 
ist.

4. Kauffahrteischiffe im Sinne der §§ 114 Abs. 4 und 115 Abs. 2 
Nr. 2 sind Seeschiffe, die entsprechend der Verordnung 
vom 27. Mai 1976 über die Flaggenführung und Eigen­
tumsrechte an Schiffen und das Schiffsregister - Schiffs­
registerverordnung — (GBl. I Nr. 21 S. 285) die DDR- 
Flagge führen.

5. Anstelle des im § 114 Abs. 6 genanten Seemannsgesetzes 
tritt die Verordnung vom 2. Juli 1969 über die Arbeit und 
das Verhalten an Bord von Seeschiffen — Seemannsord­
nung - (GBl. II Nr. 58 S. 381).

6. Die §§ 118 Abs. 1 Nr. 2 letzter Halbsatz und 120 Abs. 5 
Satz 2 und 3 sind gegenstandslos.

7. Die §§ 119 Abs. 1 und 120 Abs. 1 und 3 finden wie folgt 
Anwendung:
Nach der angedrohten Freiheitsstrafe ist jeweils „Ver­
urteilung auf Bewährung“ einzufügen.

8. Die im Betriebsverfassungsgesetz testgelegte Zuständig­
keit der obersten Arbeitsbehörden der Länder wird bis 
zur Bildung von Ländern durch den Minister für Arbeit 
und Soziales wahrgenommen.

§31
Tarifvertragsgesetz

Das Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 25. August 1969 (BGBl. L S. 1323), geändert durch 
Artikel II § 1 des Gesetzes vom 29. Oktober 1974 (BGBl. I
S. 2879) — Sonderdruck Nr. 1424 des Gesetzblattes — findet in 
der Deutschen Demokratischen Republik mit folgender Maß­
gabe Anwendung:
1. Bestimmungen des Gesetzes, die die obersten Arbeitsbe­

hörden der Länder betreffen, finden bis zur Bildung von 
Ländern keine Anwendung.

2. § 10 ist gegenstandslos.
3. Bis zum Abschluß eines neuen Tarifvertrages ist der gel­

tende Rahmenkollektivvertrag oder Tarifvertrag mit 
allen Nachträgen und Zusatzvereinbarungen weiter anzu­
wenden, soweit eine Registrierung entsprechend dem Ar­
beitsgesetzbuch erfolgt ist. Der Rahmenkollektivvertrag 
oder Tarifvertrag tritt ganz oder teilweise außer Kraft, 
wenn für denselben Geltungsbereich oder Teile desselben 
ein neuer Tarifvertrag in Kraft tritt. Bestimmungen bis­
heriger Rahmenkollektiv- oder Tarifverträge, die im 
neuen Tarifvertrag nicht aufgehoben oder ersetzt sind, 
gelten weiter.

§32
Kündigungsschutzgesetz

Das Kündigungsschutzgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1317) zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 13. Juli 1988 (BGBl. I S. 1034 und 1037) 
— Sonderdruck Nr. 1424 des Gesetzblattes — findet in der 
Deutschen Demokratischen Republik mit folgender Maßgabe 
Anwendung:
1. Für die gemäß § 5 Abs. 4 zulässige Beschwerde finden die 

§§ 158 und 159 der Zivilprozeßordnung der Deutschen De­
mokratischen Republik Anwendung.

2. Im § 10 Abs. 2 Satz 2 gilt als maßgebendes Lebensalter je­
weils das vollendete 65. Lebensjahr.

3. Die Zuständigkeit des Landesarbeitsamtes gemäß den 
§§ 18 bis 20 wird bis zur Bildung der Landesarbeitsämter 
durch die Zentrale Arbeitsverwaltung wahrgenommen.

4. Entscheidungen gemäß den §§ 20 und 21 trifft der Beirat 
bei der Zentralen Arbeitsverwaltung oder ein von ihm 
gebildeter Ausschuß.

5. Soweit im § 24 Abs. 4 für Klagen der Kapitäne und der 
Besatzungsmitglieder auf das Seemannsgesetz verwiesen 
wird, gilt die Verordnung vom 2. Juli 1969 über die Ar­
beit und das Verhalten an Bord von Seeschiffen — See­
mannsordnung — (GBl. II Nr. 58 S. 381).

§33
Änderungen der Gesetze und Rechtsverordnungen

(1) Änderungen der Gesetze oder Teile von Gesetzen gemäß 
§ 1 Abs. 1 sowie der Rechtsverordnungen gemäß § 2 Abs. 1, die 
in der Bundesrepublik Deutschland nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erfolgen und zu denen die Stellungnahme der zustän­
digen Organe der Deutschen Demokratischen Republik einge­
holt worden ist, gelten auch in der Deutschen Demokratischen


